
 

 
 
 

 

 
Schriftlicher Bericht des Vorstands gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG zu Tagesordnungspunkt 6. über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, 
das Andienungsrecht der Aktionäre beim Erwerb und das Bezugsrecht der Aktionäre 
bei der Verwendung eigener Aktien auszuschließen. 
 

Die bis zum 17. Juni 2018 befristete Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener 

Aktien bewegt sich im Rahmen der gesetzlich zulässigen Höchstdauer von fünf Jahren. 

 

1. Erwerb unter Ausschluss des Andienungsrechts 
 

Durch die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll der Vorstand in die Lage versetzt 

werden, das Finanzinstrument des Aktienrückkaufs im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre einzusetzen. Der Erwerb kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mit-

tels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer an alle 

Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfol-

gen. 

 

Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforde-

rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, kann das Volumen des Angebots bzw. der Auffor-

derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten begrenzt werden. Dabei kann es dazu kommen, 

dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der Ge-

sellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach 

Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine Repartierung nach dem Verhältnis der 

jeweils gezeichneten bzw. angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungs-

quoten vorzunehmen, weil sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen 

Rahmen technisch besser abwickeln lässt. Außerdem soll es möglich sein, eine bevorrech-

tigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorzu-

sehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwer-

benden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung 

des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionä-

ren kann so vermieden werden. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmännischen Grund-

sätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. 

Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionä-

ren zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb gan-



 

 
 
 

zer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Vorstand und Aufsichtsrat halten den hierin 

liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für 

sachlich gerechtfertigt. 

 

 

2. Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts  
 

Die Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaffung. 

Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu 

einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Ak-

tionäre ermächtigen. 

 

Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 2. ermächtigt zur Veräußerung eigener Aktien gegen Bar-

leistung außerhalb der Börse oder eines Angebots an alle Aktionäre. Damit wird von der 

Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG Gebrauch gemacht. Diese Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien unter Bezugs-

rechtsausschluss liegt angesichts des starken Wettbewerbs an den Kapitalmärkten im Inte-

resse der Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit die Chance, nationalen und 

internationalen Investoren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, den Aktionärskreis 

zu erweitern und den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Begrenzung des Anteils der un-

ter Bezugsrechtsausschluss so veräußerbaren eigenen Aktien auf insgesamt maximal 10 % 

des Grundkapitals und der Veräußerung zu einem den Börsenpreis nicht wesentlich unter-

schreitenden Kaufpreis werden die Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen ge-

wahrt. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht 

zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird - mit Zustimmung des Aufsichtsrats - den 

Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der 

Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Er wird keinesfalls mehr als 5 % 

des Börsenpreises betragen. Da die eigenen Aktien nahe am Börsenpreis platziert werden, 

kann grundsätzlich jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu 

annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. Die Höchstgrenze von 10 % des 

Grundkapitals dient ebenfalls dem Verwässerungsschutz. Auf sie sind alle Aktien anzurech-

nen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in direkter 

oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert oder ausgegeben 

worden sind, z. B. aus genehmigtem Kapital. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Be-

dienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten aus Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen oder Aktienoptionen entstehen, sofern diese Schuldver-



 

 
 
 

schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.  

 

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 3. vorgeschlagenen Beschluss hat die Gesell-

schaft die Möglichkeit, eigene Aktien beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen an Unternehmen, anderen Vermögensgegenständen in Zusammenhang mit 

solchen Akquisitionsvorhaben oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen als 

Gegenleistung anbieten zu können. Diese Gegenleistung wird zunehmend verlangt. Die hier 

vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum 

geben, um sich bietende Gelegenheiten zu solchen Erwerben bzw. Zusammenschlüssen 

schnell und flexibel ausnutzen zu können. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen 

werden Vorstand und Aufsichtsrat darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre ange-

messen gewahrt werden. Sie werden sich insbesondere bei der Bemessung des Werts der 

als Gegenleistung gewährten eigenen Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft 

orientieren. 

 

Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 4. ermächtigt die Gesellschaft, eigene Aktien zur Bedienung 

von Bezugsrechten aufgrund der Ausübung von Optionsrechten im Rahmen des Aktienopti-

onsprogramms 2008 (AOP 2008) sowie des Aktienoptionsprogramms 2012 (AOP 2012) der 

Gesellschaft zu nutzen. Das Aktienoptionsprogramm 2008 wurde auf der Grundlage der von 

der Hauptversammlung der Gesellschaft am 15. Mai 2008 zu Punkt 9. der Tagesordnung 

beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen aufgelegt. Das Aktienopti-

onsprogramm 2012 wurde auf der Grundlage der von der Hauptversammlung der Gesell-

schaft am 28. Juni 2012 zu Punkt 7. der Tagesordnung beschlossenen Ermächtigung zur 

Ausgabe von Aktienoptionen aufgelegt. Die Eckpunkte der entsprechenden Optionsbedin-

gungen ergeben sich aus dem entsprechenden Beschlussvorschlag an die Hauptversamm-

lung im Jahre 2008 respektive 2012. Soweit die Gesellschaft von der Möglichkeit, eigene 

Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen zu verwenden, Gebrauch 

macht, muss das jeweils zu ihrer Bedienung geschaffene bedingte Kapital nicht in Anspruch 

genommen werden. Es entstehen also keine über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei 

der Ausgabe von Aktienoptionen verbundenen Verwässerungseffekte hinausgehenden Be-

lastungen für die Aktionäre. Vielmehr wird lediglich die Flexibilität des Vorstands bzw. - so-

weit der Vorstand begünstigt ist - des Aufsichtsrats erhöht, indem er die Aktienoptionen nicht 

zwingend aus bedingtem Kapital bedienen muss, sondern auch eigene Aktien dazu verwen-

den kann, wenn ihm das in der konkreten Situation im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre günstiger erscheint. 



 

 
 
 

 

Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 5. ermöglicht es der Gesellschaft, eigene Aktien zur Bedie-

nung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten auf Aktien der Ge-

sellschaft zu verwenden. Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung wird keine neue Er-

mächtigung zur Einräumung weiterer Options- oder Wandlungsrechte geschaffen. Sie dient 

lediglich dem Zweck, der Verwaltung die Möglichkeit einzuräumen, Options- oder Wand-

lungsrechte, die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen ausgegeben wurden oder werden, 

mit eigenen Aktien anstelle der Inanspruchnahme bedingten Kapitals zu bedienen, wenn 

dies im Einzelfall im Interesse der Gesellschaft liegt. Soweit Mitglieder des Vorstands der 

Gesellschaft begünstigt sind, gilt die Ermächtigung für den Aufsichtsrat. 

 

Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 6. ermöglicht es der Gesellschaft, eigene Aktien Arbeitneh-

mern und/oder Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitnehmern und/oder 

Mitgliedern der Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens 

zum Erwerb anzubieten. Hierdurch können Aktien als Vergütungsbestandteil für Arbeitneh-

mer und/oder Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitnehmer und/oder Mit-

glieder der Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens einge-

setzt werden, die Beteiligung dieser Begünstigten am Aktienkapital der Gesellschaft geför-

dert und damit die Identifikation der Begünstigten im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre gestärkt werden. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft begünstigt 

sind, obliegt die Auswahl der Begünstigten und die Bestimmung des Umfangs der ihnen je-

weils zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat. 

 

Schließlich können die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen 

Aktien nach dem zu Tagesordnungspunkt 6. c) Ziffer 1. vorgeschlagenen Beschluss von der 

Gesellschaft eingezogen werden, ohne dass hierfür eine erneute Beschlussfassung der 

Hauptversammlung erforderlich ist. Gem. § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversamm-

lung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, ohne 

dass hierdurch eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die 

hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung die-

se Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung eigener Aktien ohne Kapitalherabset-

zung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapi-

tal der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich wer-

dende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden An-

zahl der Stückaktien vorzunehmen. 

 



 

 
 
 

Die Entscheidung über den Erwerb und die Verwendung der eigenen Aktien bedarf in jedem 

Falle der Zustimmung des Aufsichtsrats. Vorstand und Aufsichtsrat werden sich allein vom 

wohlverstandenen Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. 

 

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über eine Ausnutzung der vorstehenden 

Ermächtigungen unterrichten. 
 

 

 

Schöneck, im Mai 2013 

 

GK SOFTWARE AG 

Der Vorstand 

 


